
 

Derzeit wird aufgrund des hohen 
Krankenstandes über mögliche Reak-
tionen debattiert. Teilweise wird dabei 
ein Bild betrügerischer Arbeitneh-
mer:innen gezeichnet, die massenhaft 
gesetzliche Regelungen missbrauch-
ten (Nachweise bei Ahrens 2024: 1; 
Windscheid-Profeta 2025). Deshalb 
wird gefordert, die Entgeltfortzahlung 
bei Krankheit einzuschränken oder 
die Krankschreibung zu erschweren, 
bspw. indem der Lohn erst ab dem 
zweiten Krankheitstag fortgezahlt 
wird (Karenztag) oder die telefonische 
Krankschreibung wieder abgeschafft 
wird. 
 
Die gesetzlichen Regelungen bieten 
aber bereits heute einen ausreichen-
den Schutz gegen Missbrauch. Sie er-
möglichen zudem einen langsamen 
Wiedereinstieg bei Langzeiterkran-
kungen. Die debattierten Vorschläge 
sind daher unnötig und kaum geeig-
net, Missbrauch zu verhindern. Sie 

stellen aber alle Arbeitnehmer*innen 
unter Generalverdacht. Außerdem 
werden Anreize gesetzt, krank zur Ar-
beit zu gehen, was nicht nur der eige-
nen Gesundheit schadet, sondern 
auch Kolleg*innen, Dritten und den 
Sozialversicherungssystemen. 
 
Dabei gibt es genug Ansatzpunkte, 
den Krankenstand nachhaltig zu sen-
ken. Das Ziel muss sein, dass Arbeit 
nicht krankmacht. Rechtlicher Ansatz-
punkt könnte eine Ausweitung des Ar-
beitsschutzrechts durch Tarifvertrag 
oder Gesetz sein. Außerdem muss die 
Rechtsdurchsetzung verbessert wer-
den, indem Arbeitsschutzbehörden 
und Betriebsräte gestärkt werden. 
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1. Bestehender Schutz gegen 
Missbrauch 

Schon nach geltender Rechtslage sind 
Arbeitgeber gut gegen Missbrauch ge-
schützt. Arbeitnehmer:innen sind ver-
pflichtet, eine Arbeitsunfähigkeit spätes-
tens am vierten Kalendertag ärztlich fest-
stellen zu lassen. Verlangen kann der Ar-
beitgeber die Bescheinigung schon ab 
dem ersten Tag. Die ärztliche Untersu-
chung muss wiederholt werden, wenn die 
Krankschreibung verlängert wird (§ 5 
Abs. 1, 1a EFZG). Bei Verletzung dieser 
Pflicht kann der Arbeitgeber die Entgelt-
fortzahlung verweigern (§ 7 EFZG). Wird 
die Arbeitsunfähigkeit am Telefon oder 
per Videokonferenz festgestellt, greifen 
weitere Sicherungen. Eine solche Krank-
schreibung ist nur bei leichten Erkran-
kungen möglich, kommt nur für in der 
Praxis bekannte Patient:innen in Frage 
und ist auf maximal fünf Tage pro erst-
maliger Krankschreibung beschränkt. 
Zudem entscheiden die behandelnden 
Ärzt:innen, ob ein persönliches Erschei-
nen nötig ist (§ 4 Abs. 5, 5a AU-RL i.V.m. 
§ 92 Abs. 4a SGB V). 
 
Die AU-Bescheinigung hat einen hohen 
Beweiswert. Die Rechtsprechung er-
kennt aber Möglichkeiten des Arbeitge-
bers an, diesen Beweiswert zu erschüt-
tern, die teilweise kritikwürdig weit ge-
hen. Bei Erschütterung des Beweiswerts 
muss der/die Arbeitnehmer:in darlegen 
und beweisen, dass er/sie arbeitsunfähig 
erkrankt war. Dafür müssen hochgradig 
sensible Gesundheitsdaten gegenüber 
dem Arbeitgeber und ggf. der Öffentlich-
keit im Prozess offengelegt werden, etwa 
durch Entbindung von der ärztlichen 
Schweigepflicht. Die Daten sind eigent-
lich aus gutem Grund durch Art. 9 
DSGVO besonders geschützt. 
 
Der Beweiswert kann erschüttert sein, 
wenn die Bescheinigung nicht 

ordnungsgemäß erteilt wurde oder das 
Arbeitnehmerverhalten vor oder während 
der Krankschreibung Zweifel begründet 
(Broll 2024: 636). Ersteres ist der Fall, 
wenn die Krankschreibung nicht den Vor-
gaben der AU-Richtlinie entspricht (LAG 
Köln 26.1.2018 – 4 Sa 489/17). Zweifel 
durch das eigene Verhalten kann der/die 
Arbeitnehmer:in bspw. wecken, wenn die 
Krankschreibung nach einer Kündigung 
„passgenau“ bis zum Ende der Vertrags-
laufzeit läuft (BAG 8.9.2021 – 5 AZR 
149/21, BAG 13.12.2023 – 5 AZR 
137/23) oder der/die Arbeitnehmer:in an-
deren Arbeiten nachgeht, während er/sie 
krankgeschrieben ist (BAG 11.8.1976 – 5 
AZR 422/75). Das gleiche gilt, wenn ein:e 
Arbeitnehmer:in nur einen Tag nach der 
mehrwöchigen Krankschreibung im Aus-
land mit angeblicher Bewegungsunfähig-
keit die Rückreise bucht (BAG 15.1.2025 
– 5 AZR 284/24). Unter Umständen kann 
der Arbeitgeber auch ein Gutachten des 
Medizinischen Dienstes der Krankenkas-
sen einholen, um den Beweiswert zu er-
schüttern (§ 275 Abs. 1a SGB V). 
 
Sollte ein:e Arbeitnehmer:in tatsächlich 
eine Arbeitsunfähigkeit vortäuschen und 
missbräuchlich Entgeltfortzahlung bezie-
hen, kann der Arbeitgeber je nach 
Schwere des Verstoßes eine Abmah-
nung oder Kündigung aussprechen. Zu-
dem ist die Entgeltfortzahlung zurückzu-
zahlen und es bestehen unter Umstän-
den Schadensersatzansprüche. Darüber 
hinaus ist ein solches Verhalten sogar als 
Betrug strafbar (§ 263 StGB). 
 
Damit ist das System der Entgeltfortzah-
lung ausreichend gegen Missbrauch ge-
schützt. Zwar gibt es keinen hundertpro-
zentigen Schutz gegen Missbrauch. Dies 
hat aber guten Grund im Datenschutz der 
Arbeitnehmer:innen. 
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2. Einführung eines Karenztages 

In der aktuellen Debatte hat insbeson-
dere der Vorschlag, einen sog. Karenz-
tag einzuführen, große Aufmerksamkeit 
erhalten. Danach sollen Arbeitnehmer:in-
nen am ersten Tag einer Krankheit keine 
Entgeltfortzahlung bekommen. 

Missbrauchsprävention? 

Dieser Vorschlag zielt höchstens mittel-
bar auf Missbrauchsprävention. Vielmehr 
geht es um eine Einschränkung der Ent-
geltfortzahlung. Der Vorschlag ist kaum 
geeignet, etwaigen Missbrauch einzu-
schränken. Zwar mag er im Einzelfall Ar-
beitnehmer:innen davon abhalten, sich 
fälschlich krankschreiben zu lassen, weil 
sie dann Lohneinbußen hätten. Im Ge-
genzug würde die Regelung aber alle 
ehrlichen Arbeitnehmer:innen treffen, de-
nen ebenfalls keine Entgeltfortzahlung 
am ersten Krankheitstag zustünde. 
 
Der Vorschlag lässt außerdem viele Fra-
gen offen. So bleibt unklar, ob anstelle 
des Arbeitgebers die Krankenkassen mit 
Krankengeld einspringen sollen. Nach 
derzeitiger Rechtslage hätten Arbeitneh-
mer:innen einen Anspruch auf Kranken-
geld (Eichenhofer 2025). Dies würde er-
heblichen bürokratischen Aufwand verur-
sachen, müsste doch jede Lohnabrech-
nung geändert und in jedem Einzelfall 
Krankengeld für einen Tag ausgezahlt 
werden. Zwar könnte auch der Anspruch 
auf Krankengeld am ersten Tag abge-
schafft werden. Damit würden Arbeitneh-
mer:innen aber bei jeder Erkrankung ca. 
5% ihres Monatseinkommens verlieren, 
was insbesondere Geringverdiener:in-
nen erheblich belasten würde. Gegebe-
nenfalls müsste der Aufstockungsbetrag 
beim Bürgergeldbezug erhöht werden, 
wenn diese ansonsten unter den durch 
das Recht auf ein menschenwürdiges 

Existenzminimum gewährleisteten Min-
destbetrag rutschen würden. Es könnte 
sogar erstmalig ein Anspruch auf Grund-
sicherung entstehen, was wiederum Bü-
rokratie verursachen würde. 
 
Auch stellt sich die Frage, ob die Entgelt-
fortzahlung entfallen soll, wenn die 
Krankheit durch die Arbeit bedingt wurde, 
z.B. wegen einer Ansteckung bei Kol-
leg*innen oder einem Arbeitsunfall. Eine 
rechtssichere Ausgestaltung des Vor-
schlags müsste schließlich berücksichti-
gen, dass die Regelung mittelbar be-
stimmte Gruppen besonders stark be-
trifft. Dies sind zum einen Berufsgruppen 
mit einem hohen Ansteckungsrisiko, 
etwa in Krankenhäusern und Kinderta-
gesstätten, die dafür „bestraft“ würden. 
Aber auch chronisch Kranke, die häufig 
kurzzeitig krank sind, würden besonders 
belastet, etwa Migräneerkrankte (Süd-
deutsche Zeitung 2025). Chronisch 
Kranke, die längerfristig und gewichtig 
beeinträchtigt sind, werden als Behin-
derte durch Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG ge-
schützt (BVerfG 16.12.2021 – 1 BvR 
1541/20). Damit steht eine mittelbare 
Diskriminierung wegen einer Behinde-
rung im Raum, die gerechtfertigt werden 
müsste. Angesichts dieser offenen Fra-
gen und Probleme erscheint der Vor-
schlag unausgereift. 

Sicherung durch Tarifverträge 

Außerdem hätte eine entsprechende Än-
derung des Gesetzes in vielen Fällen 
keine praktischen Auswirkungen. So 
heißt es etwa in § 36.2 des Manteltarif-
vertrages für die Elektro- und Metallin-
dustrie Baden-Württemberg ausdrück-
lich, dass die Entgeltfortzahlung unab-
hängig von der jeweiligen gesetzlichen 
Regelung ab dem ersten Tag zu leisten 
ist. Derartige Regelungen finden sich in 
vielen Tarifverträgen. Die 
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Gewerkschaften reagierten auf die Ab-
senkung der Entgeltfortzahlungshöhe auf 
80% im Jahr 1996, indem sie tarifvertrag-
lich eine Fortzahlung von 100% durch-
setzten (Küfner-Schmitt: Rn. 103). Damit 
wurden eigenständige Regelungen ge-
troffen, die häufig auch die Fortzahlung 
ab dem ersten Tag umfassen. 
 
Ironischerweise gilt dies auch für die Alli-
anz, deren Vorstandsvorsitzender den 
Vorschlag gemacht hat. Das Unterneh-
men ist an den Manteltarifvertrag für die 
private Versicherungswirtschaft gebun-
den. Dieser sieht in § 10 Nr. 1 und 2 vor, 
dass kranke Beschäftigte für sechs Wo-
chen Lohnfortzahlung und ab dem Be-
ginn der siebten Woche einen Zuschuss 
zum Krankengeld erhalten. Im Zusam-
menspiel kann man dies nur so verste-
hen, dass die Entgeltfortzahlung ab dem 
ersten Tag zu leisten ist, weil ansonsten 
keine sechs Wochen Entgeltfortzahlung 
bis zum Beginn des Krankengeldbezugs 
erreicht würden. 
 
Arbeitgeber könnten die Entgeltfortzah-
lung ab dem ersten Tag auch anbieten, 
um gute Arbeitnehmer*innen zu gewin-
nen. In anderen Ländern, in denen Ka-
renztage gesetzlich vorgesehen sind, 
wird sehr häufig durch Tarif- oder Arbeits-
vertrag geregelt, dass der Arbeitgeber 
dennoch ab dem ersten Tag den Lohn 
fortzahlt (FAZ 2025). 

3. Teil-Krankschreibung 

Diskutiert wird auch, eine Teil-Krank-
schreibung zu ermöglichen. Eine solche 
ist bisher nicht vorgesehen, Arbeitneh-
mer:innen sind entweder arbeitsfähig 
oder nicht. Die Teil-Krankenschreibung 
soll etwa greifen, wenn Arbeitnehmer:in-
nen in ihrer Mobilität eingeschränkt oder 
ansteckend sind, aber im Home-Office 
für gewisse Zeit arbeiten können. 

Die Forderung nach einer teilweisen Ar-
beitsunfähigkeit ist überflüssig. Die 
Krankschreibung bezieht sich schon 
heute auf die konkrete Arbeitstätigkeit. 
Auf freiwilliger Basis können Arbeitneh-
mer:innen zudem arbeiten, wenn sie 
krankgeschrieben sind. Das Arbeitsrecht 
steht dem nicht entgegen, denn eine 
Krankschreibung ist kein Beschäfti-
gungsverbot. Arbeitnehmer:innen genie-
ßen dabei den normalen Schutz durch 
die Unfall- und Krankenversicherung. Zu-
dem ermöglicht bei Langzeiterkrankun-
gen das sog. Hamburger Modell eine stu-
fenweise Wiedereingliederung (§ 74 
SGB V). Arbeitnehmer:in und Ärzt:in 
stimmen dabei einen Eingliederungsplan 
ab. Auf dieser Grundlage treffen die Ar-
beitsvertragsparteien eine Vereinbarung. 
Weil die Rehabilitation und nicht die Ar-
beitsleistung im Vordergrund steht, wird 
während der Wiedereingliederung kein 
Lohn, sondern Krankengeld gezahlt 
(BSG 21.3.2007 – B 11a AL 31/06 R). 
 
Möglichkeiten bestehen also bereits. Ent-
scheidend ist, dass diese auf Freiwillig-
keit beruhen. Alles andere gefährdet den 
Prozess der Gesundung und kann zu ei-
nem gefährlichen Präsentismus führen, 
also Arbeiten trotz Krankheit. Insbeson-
dere, wenn dies mit anderen vorgeschla-
genen Elementen gekoppelt wird. So 
wird erwogen, dass Urlaubstage nur an 
Tagen erworben werden können, an de-
nen tatsächlich gearbeitet wird. Damit 
soll ein Anreiz gesetzt werden, dass sich 
Arbeitnehmer:innen nicht oder nur teil-
weise krankschreiben lassen. Dies 
würde eine „Bestrafung“ für Krankheit 
darstellen. Sachlich gerechtfertigt wäre 
dies nicht, denn Zeiten der Kurierung er-
setzen keinen Urlaub. Deshalb sieht § 9 
BUrlG vor, dass bei einer Erkrankung 
während des Urlaubs die Urlaubstage er-
neut genommen werden können. Für den 
gesetzlichen Mindesturlaub wäre eine 
solche Regelung ohnehin nicht zulässig, 
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weil kranke Arbeitnehmer:innen hinsicht-
lich des Anspruchs auf bezahlten Jahres-
urlaub insoweit Arbeitnehmer:innen 
gleichgestellt werden, die in diesem Zeit-
raum tatsächlich gearbeitet haben 
(EuGH 9.11.2023 – C-271/22). 

4. Abschaffung der telefonischen 
Krankschreibung 

Ein weiterer Vorschlag ist, die Feststel-
lung der Arbeitsunfähigkeit am Telefon 
oder per Videokonferenz wieder zu strei-
chen. Die Folgen sollten aber gut be-
dacht werden: Es handelt sich um eine 
der wenigen erfolgreichen Maßnahmen 
zum Bürokratieabbau (Hoff-
mann/Kunisch 2024: 110) und sie entlas-
tet Patient:innen ebenso wie das Perso-
nal im Gesundheitswesen von unnötigen 
Ansteckungsrisiken. Im Verhältnis dazu 
sind etwaige Missbrauchsrisiken ver-
kraftbar, die zudem durch die besondere 
Ausgestaltung minimiert werden (s.o.). 

5. Steuerfreier Gesundheitsbonus 

Auch die Möglichkeit für Arbeitgeber, ei-
nen steuerfreien Bonus für krankheits-
freie Monate zu zahlen, wird diskutiert. 
Dieser Vorschlag hat den Vorzug, dass 
mit einem Anreiz und nicht einer Bestra-
fung gearbeitet würde. Allerdings ist es 
bereits nach geltender Rechtslage mög-
lich, einen Bonus zu zahlen und diesen 
bei krankheitsbedingten Fehlzeiten zu 
kürzen (§ 4a EFZG). Die Regelung ist 
nicht unkritisch, weil sie dazu verleiten 
kann, krank zur Arbeit zu gehen und 
Dritte zu gefährden sowie leichte Erkran-
kungen nicht auszukurieren. Geschieht 
dies nicht, kann es zu längeren Krank-
heitsverläufen, Arbeitslosigkeit, etwa 
nach krankheitsbedingter Kündigung 
oder gar dauerhafter Arbeitsunfähigkeit 
kommen. Für diese Folgenkosten 

müssen die Krankenkassen, die Arbeits-
losen- und die Rentenversicherung auf-
kommen. 
 
Eine Steuerfreiheit ist in §§ 3ff. EStG für 
derartige Sonderzahlungen nicht vorge-
sehen. Steuerbegünstigungen wirken 
sachlich wie Subventionen, der Staat 
verliert dadurch Einnahmen (Sacksofsky 
2000: 2626). Es leuchtet nicht ein, wes-
halb der Staat derartige Zahlungen sub-
ventionieren sollte. Zudem werden steu-
erbefreite Zahlungen regelmäßig auch 
von den Sozialabgaben befreit, um einen 
Gleichlauf herzustellen (§ 17 Abs. 1 S. 2 
SGB IV). Die Abgabenbefreiung ist für 
Arbeitnehmer:innen jedoch auf lange 
Sicht nachteilig, weil sie dadurch gerin-
gere Ansprüche auf Arbeitslosengeld 
und Rente erwerben. 

6. Nachhaltige Lösungsansätze 

Stattdessen muss an den eigentlichen 
Ursachen des hohen Krankenstandes 
angesetzt werden (dazu Ahlers 2024: 2; 
Windscheid-Profeta 2024). Dieser ergibt 
sich zum Teil aus der neu eingeführten 
elektronischen Übertragung an die Kran-
kenkassen, die zu einer besseren Erfas-
sung von Erkrankungen führt. Zum ande-
ren nehmen Atemwegserkrankungen 
und insbesondere psychische Erkran-
kungen in den letzten Jahren stark zu. 
 
Entlastung kann durch Tarifverträge ge-
regelt werden (LAG Köln 1.7.2022 - 10 
SaGa 8/22). In den letzten Jahren haben 
Beschäftigte mit Ver.di in zahlreichen 
Krankenhäusern solche Tarifverträge er-
kämpft, teilweise in mehrwöchigen 
Streiks. Dies zeigt, dass die Beschäftig-
ten ein hohes Problembewusstsein für 
krankmachende Arbeitsbedingungen ha-
ben und zugleich bereit sind, für kollek-
tive Verbesserungen einzutreten. Zu kri-
tisieren ist, dass gerade öffentliche 
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Arbeitgeber in vielen Fällen gegen derar-
tige Streiks gerichtlich vorgehen (z.B. 
LAG Berlin-Brandenburg 11.10.2024 - 12 
SaGa 886/24; ArbG Hannover 
14.10.2024 - 10 Ga 8/24). 
 
Daneben ist aber vor allem der Staat ge-
fordert. Ein großes Problem ist, dass 
Pflichten aus dem Arbeitsschutzgesetz 
flächendeckend verletzt werden. Bspw. 
wird die vorgeschriebene Beurteilung 
psychischer Belastungen von vielen Un-
ternehmen nicht durchgeführt, noch we-
niger ergreifen darauf aufbauend Maß-
nahmen (Windscheid-Profeta 2025). Auf-
grund des dramatischen Personalabbaus 
bei den Arbeitsschutzbehörden ist die 
Zahl an Kontrollen stark gesunken, ent-
gegen internationaler Verpflichtungen 
der Bundesrepublik (Kohte 2015). Der 
Gesetzgeber hat darauf reagiert, ab 2026 
sollen jährlich mindestens 5% der Be-
triebe besichtigt werden (§ 21 Abs. 1a Ar-
bSchG). Damit würde ein Betrieb rechne-
risch einmal in 20 Jahren aufgesucht. 
Selbst von diesem Wert sind die Länder 
bisher jedoch weit entfernt. Im Jahr 2022 
wurden bundesweit gerade einmal 
0,84% der Betriebe besichtigt (BMAS 
2024: 4). 
 
Gegen psychische Gefährdungen wäre 
eine gesetzliche Klarstellung hilfreich, 
dass Arbeitgeber ihre Beschäftigten nicht 
außerhalb der Arbeitszeit kontaktieren 
dürfen („Recht auf Nichterreichbarkeit“). 
Die dauernde Erreichbarkeit durch mo-
derne Kommunikationsmittel ist ein 
Grund für den Anstieg der psychischen 
Erkrankungen, weil dadurch Abschalten 
von der Arbeit in vielen Berufen kaum 
noch möglich ist. Außerdem sollte die 
Mitbestimmung beim Gesundheitsschutz 
erleichtert und ausgeweitet werden (DGB 
2022: 50, 52). Betriebsräte spielen eine 
wichtige Rolle beim betrieblichen Arbeits-
schutz. Gerichtsverfahren dauern jedoch 
oft mehrere Jahre und eine 

Mitbestimmung bei der Personalplanung 
ist nur schwer erreichbar. Sie ist aber nö-
tig, um Arbeit auf mehr Schultern zu ver-
teilen, anstatt sie zu verdichten.  
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